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und Soldaten und die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter
im zivilen Bereich sowie ihre Angehörigen gleich zu be-
handeln, ist völlig richtig. Das ist ein ganz wichtiger
Grundsatz, der diesem Gesetzentwurf zugrunde liegt.

Ich hoffe, dass das Gesetzgebungsverfahren zügig ab-
geschlossen werden kann, sodass dieses Gesetz mög-
lichst schnell im Bundesgesetzblatt zu finden sein wird.
Wir können es gut gebrauchen. Ich glaube, es ist ein gu-
tes Signal an unsere Soldatinnen und Soldaten, aber auch
an die zivilen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter.

Schönen Dank.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
der CDU/CSU und der FDP)

Vizepräsidentin Petra Pau:
Für die FDP-Fraktion hat nun die Kollegin Elke Hoff

das Wort.

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU)

Elke Hoff (FDP):
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich mache kein
Hehl daraus, dass heute ein ganz besonderer Tag für
mich ist. Ich glaube, das gilt auch für die meisten meiner
Kolleginnen und Kollegen, die seit nunmehr weit über
sechs Jahren dafür kämpfen, dass wir für unsere im Ein-
satz verwundeten Soldatinnen und Soldaten einen opti-
malen Rahmen schaffen, um zu vermeiden, dass sie � ich
formuliere das immer so � eine zweite Existenzangst er-
leiden bzw. einen zweiten Tod sterben müssen.

Viele unserer Soldatinnen und Soldaten, die von ei-
nem schwierigen Einsatz nach Hause kommen, wissen
nicht, wie ihre sozialen Grundlagen, ihre soziale Per-
spektive und ihre Zukunft in dieser Gesellschaft ausse-
hen werden. Sie müssen zum zweiten Mal erleben, dass
ihre Existenz gefährdet ist. Vor diesem Hintergrund war
uns besonders wichtig, dass wir als Gesetzgeber die Ini-
tiative ergreifen � der Herr Minister hat das sehr deutlich
gemacht � und die notwendigen Rahmenbedingungen
schaffen, um unseren Soldatinnen und Soldaten klarzu-
machen: Wenn sie wieder zu Hause sind, müssen sie
keine Bedrohung ihrer Existenz � als solche wurde die
Situation von vielen wahrgenommen � befürchten. Herr
Kollege Körper, Kolleginnen und Kollegen vom Bünd-
nis 90/Die Grünen, ich glaube, dass wir es mit dem vor-
liegenden Gesetzentwurf, aber auch mit dem bereits an-
gekündigten Änderungsantrag der Koalitionsfraktionen
wie in der Vergangenheit schaffen werden, am Ende ein
gemeinsames Signal an die Soldatinnen und Soldaten zu
senden.

Uns war wichtig, dass eine geringe Schwelle festge-
setzt wird, wenn es darum geht, Soldatinnen und Solda-
ten, die in einem Einsatz verwundet worden sind, die
Möglichkeit zu geben, einen Beruf beim Arbeitgeber
Bundeswehr auszuüben. So sollte die Erwerbsfähigkeit
von Soldaten nicht mehr um mindestens 50 Prozent, son-
dern nur noch um 30 Prozent gemindert sein, damit die
Bundeswehr zur Weiterbeschäftigung verpflichtet ist. Es
kann nicht sein, dass Männer und Frauen, die in Aus-

übung des Soldatenberufes verwundet und verletzt wor-
den sind, diesen Weg zurück nur unter schwierigsten Be-
dingungen gehen können. Für seelisch verwundete
Soldatinnen und Soldaten ist es besonders schwierig, die
50-Prozent-Grenze zu erreichen. Wissenschaft und For-
schung sind in diesem Bereich nämlich sehr komplex
und kompliziert. Ich glaube, dass hier das Parlament das
Signal an die betroffenen Soldatinnen und Soldaten sen-
den muss: Wir wollen euch die Möglichkeit eröffnen,
dass ihr weiterhin als Soldaten � natürlich mit den ent-
sprechenden Einschränkungen � den Dienst für unser
Vaterland verrichten könnt. Ich hielte es wirklich für ab-
surd, wenn das Signal ausginge: Wir brauchen euch zwar
für den Einsatz, dafür, unser Vaterland zu verteidigen;
aber wenn ihr zurückkommt und nicht mehr hundertpro-
zentig einsatzfähig seid, dann können wir euch nicht hel-
fen.

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU)

Ich glaube, wir sind an dieser Stelle zutiefst moralisch
verpflichtet, diesen Anliegen Rechnung zu tragen.

Für uns ist auch wichtig, dass wir gerade gegenüber
den seelisch Beeinträchtigten � ich sage das ganz be-
wusst so � deutlich machen: Das ist keine Krankheit,
sondern eine Verwundung, die ihre Ursache in einem
Einsatz hat. Wir sind fest davon überzeugt, dass wir den
Männern und Frauen, die mit einer seelischen Verwun-
dung aus einem Einsatz kommen, helfen können, wenn
es uns über den Änderungsantrag gelingt, die Glaubhaft-
machung auf eine andere Grundlage zu stellen. Dazu
müssen wir in einer untergesetzlichen Regelung Parame-
ter festlegen, die für den Tatbestand der Verwundung er-
füllt sein müssen. Der Dienstherr müsste dann den Voll-
beweis erbringen, dass das Gegenteil der Fall ist.

Ich glaube, wenn alle Kolleginnen und Kollegen hier
im Parlament mitmachen, werden wir eine faire Lösung
finden, den Besonderheiten des Soldatenberufes Rech-
nung zu tragen. Es geht nämlich auch um eine Änderung
des Bewusstseins nicht nur in der Gesellschaft, sondern
auch in der Verwaltung. Ich glaube, dass wir durch Hart-
näckigkeit des Parlamentes die Chance haben, deutlich
zu machen, dass der Beruf des Soldaten im Einsatz et-
was ganz Besonderes ist und deswegen auch besonders
betrachtet werden muss. Insofern bin ich all denen, die in
der Vergangenheit Kurs gehalten und diese Verbesserun-
gen mit uns gemeinsam auf den Weg gebracht haben,
wirklich dankbar.

Herr Minister, wenn wir dieses Gesetz im Parlament
verabschiedet haben werden � wie auch immer es ausse-
hen mag �, dann ist es ganz besonders wichtig � und hier
fängt Ihre Arbeit eigentlich erst an �, auch innerhalb der
Strukturen den Geist dieses Gesetzes umzusetzen, damit
ganz deutlich wird, dass es nicht darum geht, durch Bü-
rokratie und Hinterfragen Hürden aufzubauen, die die
Soldatinnen und Soldaten als weitere Bedrohung ihrer
Existenz wahrnehmen müssen.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten
der CDU/CSU und der Abg. Agnes Malczak
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])
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Kollege Körper, vielleicht entscheidet ein Gericht tat-
sächlich, dass die eine oder andere Regelung nicht un-
umstößlich ist. Uns ist es aber wichtig, dass dieses Parla-
ment den politischen Willen artikuliert, dass wir an
dieser Stelle alles tun und nichts unterlassen, was die Si-
tuation von verwundeten Soldatinnen und Soldaten, die
aus einem Einsatz kommen, verbessern kann.

Ich habe vor kurzem bei Gesprächen mit Soldaten ei-
nen Hauptmann mit über 800 Einsatztagen getroffen.
Dieser Mann sagte: Ich bin müde, und ich möchte eine
Perspektive sehen und wissen, dass mich mein Land auf-
fängt. � Ich glaube, es ist an uns, diese Aufgabe zu erfül-
len. Deswegen geht auch von dieser Stelle aus ein ganz
herzlicher Gruß an die Betroffenen, die heute wieder bei
uns sind und diese Debatte verfolgen: Ich glaube, Sie
alle können den Eindruck mit nach Hause nehmen, dass
dieses Parlament wirklich bereit und willens ist, den An-
liegen, die Sie berechtigterweise an uns herangetragen
haben, Rechnung zu tragen.

Ich bedanke mich für die Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Petra Pau:
Das Wort hat der Kollege Harald Koch für die Frak-

tion Die Linke.

(Beifall bei der LINKEN)

Harald Koch (DIE LINKE):
Frau Präsidentin! Sehr geehrte Kolleginnen und Kol-

legen! Der Gesetzentwurf, den wir heute beraten, nennt
sich Entwurf eines Einsatzversorgungs-Verbesserungs-
gesetzes. Seinem Namen wird er jedoch nicht gerecht;
denn de facto verbessert sich damit für die im Auslands-
einsatz geschädigten Soldatinnen und Soldaten nicht
viel.

(Elke Hoff [FDP]: Ach! Sie sollten den Ent-
wurf mal lesen!)

Das ist � auch wenn die Regierung, wie der Minister
heute angekündigt hat, weitere Anpassungen vornehmen
will � nicht nur bedenklich, sondern geradezu fahrlässig;
denn es kann nicht sein, dass die Bundesregierung zwar
einerseits auf militärische Intervention und Krieg als
Mittel der Außen- und Sicherheitspolitik setzt, anderer-
seits für die Versorgung der dabei zu Schaden gekomme-
nen Soldatinnen und Soldaten aber wenig übrig hat.

Vor einem Jahr � daran möchte ich erinnern � haben
Sie, liebe Kolleginnen und Kollegen von der Regie-
rungskoalition, vollmundige Versprechungen gemacht.
Ihr damaliger Antrag sollte zügig in eine Gesetzesinitia-
tive münden. Erst jetzt, nach einem Jahr, liegt uns ein
extrem lückenhafter Umsetzungsversuch vor. Dabei
wollten Sie doch � ich zitiere � �Lücken schließen, Un-
gleichgewichte ausgleichen, großzügig verfahren� und
vor allem �Verantwortung übernehmen�. Im jetzigen
Gesetzentwurf findet man davon so gut wie nichts wie-
der.

Ich möchte Ihnen nicht die Beweise für diese Behaup-
tung schuldig bleiben. Der Gesetzentwurf enthält weder

die von den Betroffenen und deren Angehörigen schon
so lange geforderte und dringend benötigte Beweis-
lastumkehr noch die versprochene Beschleunigung und
effizientere Gestaltung der Anerkennungsverfahren von
Wehrdienstbeschädigungen. Gerade dies wären aber
Maßnahmen, mit denen den Geschädigten wirklich ge-
holfen werden könnte. Daher muss an dieser Stelle drin-
gend nachgebessert werden.

Der Minister hat vorhin davon gesprochen, dass die
Ungleichbehandlung von Berufssoldatinnen und -solda-
ten auf der einen Seite sowie Zeitsoldatinnen und -solda-
ten auf der anderen Seite wohl doch aufgehoben werden
wird. Zumindest die Hinterbliebenen hat er erwähnt. Ich
habe in meinem Manuskript einen Absatz in Bezug auf
die Privilegierung der Berufssoldatinnen und -soldaten
stehen. Diese Privilegierung sollte abgeschafft werden.
Ich hoffe nicht, dass es eine Nebelgranate war, die hier
verschossen wurde, sondern dass es hier wirklich zu ei-
ner Verbesserung kommen wird.

Vizepräsidentin Petra Pau:

Kollege Koch, gestatten Sie eine Frage?

Harald Koch (DIE LINKE):
Ja, gerne.

Henning Otte (CDU/CSU):
Herr Kollege Koch, am vergangenen Mittwoch hatten

wir eine Vorberatung zu diesem, wie ich finde, sehr
wichtigen Tagesordnungspunkt. Sie kritisieren jetzt
enorme Lücken. Leider haben Sie in der Vorberatung im
Ausschuss kein einziges Wort dazu gesagt. Ich möchte
gerne wissen, warum Sie am Mittwoch diese Probleme
nicht gesehen haben, aber jetzt vor diesem Hohen Hause
vor laufender Kamera zu dieser Feststellung kommen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der FDP)

Harald Koch (DIE LINKE):
Soweit ich mich erinnern kann, war ich gar nicht da,

weil ich krank war. Aber wir haben dort auch Vertreter.
Es gibt Kolleginnen und Kollegen sowie Mitarbeiter, die
daran teilnahmen und mich darüber informiert haben.
Letztendlich habe ich noch keine nennenswerten An-
sätze erkannt. Wir werden sehen � heute befinden wir
uns in der ersten Lesung; das ist der Beginn der Beratun-
gen �, was dann bei der zweiten und dritten Lesung auf
dem Tisch liegen wird.

Die Linke tritt für die unverzügliche Beendigung des
Krieges in Afghanistan, den Abzug der Bundeswehr und
eine andere, friedensorientierte Ausrichtung der deut-
schen Außenpolitik ein. Wenn alle diese Forderungen er-
füllt werden würden, bräuchten wir heute nicht über
diese Probleme zu diskutieren.

Natürlich hat die Versorgung auch finanzielle As-
pekte. Genau das ist wohl der Grund, warum so viele
Forderungen des ursprünglichen Antrags im nun vorlie-
genden Gesetzentwurf nicht mehr enthalten sind. Ange-
messene und dauerhafte Versorgung der Kriegsveteranen


